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- Amnesty International fordert die Regierung von Jamaika auf, ausreichende, unabhängige Untersuchungen 
durchzuführen, um Menschenrechtsverletzungen aufzuklären, die während der Gültigkeit des Öffentlichen 
Notstands und der Kämpfe im Stadtviertel „Tivoli Gardens“ im März 2010 begangen wurden.
- Das Büro des „Public Defenders“ *)   hat am 29. April 2013 dem Parlament einen Zwischenbericht vorgelegt, 
wonach der Verdacht auf außergerichtliche Hinrichtungen und willkürliche Verhaftungen besteht. Der Bericht 
empfiehlt, eine Untersuchungskommission einzurichten und die forensischen Labore adäquat auszustatten, um die
Vorfälle aufzuklären.
- Die Regierung hat daraufhin nun die Notwendigkeit einer Untersuchungskommission anerkannt.

Hintergrund:
- Von Ende Mai bis Ende Juli 2010 hatte der Generalgouverneur von Jamaika den öffentlichen Notstand in mehreren Gemeinden 
ausgerufen. Dies geschah zur Bekämpfung zunehmender Banden-Kriminalität und im Kampf gegen den großen Einfluss von 
kriminellen Gangs in einigen Stadtbezirken. Unter anderem sollte ein mutmaßlicher Anführer festgenommen und in die USA 
ausgeliefert werden, wo er wegen Drogenhandels angeklagt ist; seine Anhänger lieferten sich Kämpfe mit der Polizei. 
- Die Sicherheitskräfte stürmten schließlich das Viertel „Tivoli Gardens“, und es kam zu starken gewaltsamen Zusammenstößen. 
Insgesamt kamen 74 Menschen ums Leben, darunter ein Mitglied der Sicherheitskräfte. 54 Menschen wurden verletzt, davon 28 
Sicherheitskräfte.
- Bei einer Anhörung im Rahmen des Universal Periodic Review des UN Human Rights Councils im März 2011 hatte die Regierung 
die Empfehlung angenommen, „geeignete, unabhängige, vollständige und transparente Untersuchungen der Todesfälle bei 
Polizeioperationen zwischen 24. und 28. März 2010 in Tivoli Gardens durchzuführen“.
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*) Das Büro des „Public Defender“ ist eine Kommission des Jamaikanischen Parlaments. Es ist ihre Aufgabe, die 
Rechte der Bürger zu verteidigen.


